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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 5/14 B 
 
L 13 SB 226/13 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 47 SB 3387/10 (SG Dortmund) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Stadt Dortmund, Gemeinsames Versorgungsamt der Städte Dortmund, Bochum und Hagen, 
Untere Brinkstraße 80, 44141 Dortmund, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. April 2014 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richterin   Dr.  R o o s    und  

den Richter   O t h m e r   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 18. Oktober 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18.10.2013 hat das LSG Nordrhein-Westfalen einen Anspruch des Klägers auf 

Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) in Höhe von 100 ebenso abgelehnt, wie die 

Erhebung weiteren Beweises "durch Einholung eines traumapsychologischen Gutachtens". 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt und macht einen Verfahrensmangel gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, da keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG).  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie hier - darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel 

vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels zunächst die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit vom Kläger Verstöße gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) ge-

rügt werden, muss die Beschwerdebegründung hierzu jeweils folgende Punkte enthalten: (1.) 

Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrechter-

haltenen Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2.) Wiedergabe der Rechtsauffassung 

des LSG, aufgrund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, 

(3.) Darlegung der von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu einer 

weiteren Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4.) Angabe des voraussichtlichen Ergebnis-

ses der unterbliebenen Beweisaufnahme und (5.) Schilderung, dass und warum die Entschei-

dung des LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das 

LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von 

seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis 

hätte gelangen können (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45; BSG SozR 1500 § 160a Nr 24, 

34). 

 

Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung des Klägers nicht gerecht. Der im Be-

rufungsverfahren bereits anwaltlich vertretene Kläger hat es unterlassen darzulegen, welche 
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konkreten Punkte eines Beweisthemas einer Begutachtung durch welchen konkreten Sachver-

ständigen hätten unterzogen werden müssen, denen das LSG ohne hinreichende Begründung 

nicht gefolgt sein soll und welches Ergebnis im Falle einer Begutachtung zu erwarten gewesen 

wäre (sog Entscheidungserheblichkeit). Zwar hat der Kläger andeutungsweise geltend gemacht, 

beantragt zu haben, weiteren Beweis zu erheben durch Einholung eines traumapsychologischen 

Gutachtens. Allerdings enthalten diese Ausführungen des Klägers keine ausreichenden 

Angaben, denn die Angabe der zu begutachtenden Punkte iS von § 403 ZPO bzw eines 

konkreten Beweisthemas in dem Beweisantrag ist grundsätzlich nicht entbehrlich (BSG 

Beschluss vom 9.3.2001 - B 2 U 404/00 B -; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6). Das LSG 

ist als letztinstanzliche Tatsacheninstanz nur dann einem Beweisantrag ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt, wenn es sich hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis 

zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Insoweit hätte es des klägerseitigen Vortrags bedurft, 

weshalb nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und 

medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind 

und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden 

haben soll (vgl Becker, Die Nichtzulassungsbeschwerde zu BSG <Teil II>, SGb 2007, 328, 332 

zu RdNr 188 unter Hinweis auf BSG Beschluss vom 14.12.1999 - B 2 U 311/99 B - mwN). Dies 

hat der Kläger ebenfalls versäumt. Die bloße Darlegung, weshalb aus seiner Sicht weitere 

Ermittlungen erforderlich gewesen wären, entspricht diesem Erfordernis nicht (vgl BSG 

Beschluss vom 4.12.2006 - B 2 U 227/06 B - RdNr 3). Tatsächlich kritisiert der Kläger die Be-

weiswürdigung des LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG), womit er nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG von vornherein keine Revisionszulassung erreichen kann. Entsprechendes gilt, soweit der 

Kläger eine unzureichende Rechtsanwendung des LSG rügen wollte (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7 S 10). 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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